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Neue Politik
Von Thomas Bublitz

Wenn die neue Bundesregierung hält, was der Koalitionsvertrag verspricht, dann will 
die Ampelkoalition Deutschland tatsächlich voranbringen. Recht nüchtern und zu-
gleich sehr treffend werden in den Abschnitten Arbeit und Soziales sowie Pflege und 
Gesundheit die Probleme und Lösungen für unser pandemiegeplagtes Gesundheits-
system beschrieben. Dabei spielen politische Ideologien keine nennenswerte Rol-
le.  Konkret sollen der Grundsatz „Reha vor Rente“ gestärkt, die Reha konsequenter 
auf den Arbeitsmarkt ausrichtet und die unterschiedlichen Sozialversicherungsträger 
zur Kooperation verpflichtet werden. Eine satte Ansage! Kommen wir jetzt wirklich 
dazu, dass Krankenkassen und Rentenversicherung zusammenarbeiten? Die Kassen 
wissen sehr genau, welche Versicherten immer wieder arbeitsunfähig ausfallen und 
könnten mit gezielten Hinweisen wirklich unnötiges Ausscheiden aus dem Beruf und 
zu frühe Verrentung verhindern. Das wäre ein Segen für die Menschen, die Renten-
kasse und die Wirtschaft, die unter dem Fachkräftemangel ächzt. Dann noch eine be-
darfsgerechte Anpassung der Reha-Budgets und ein niedrigeschwelliger Zugang zur 
Reha – ein solches Team hätte echte Siegchancen.

Klug ist auch die Ankündigung, den Graben zwischen ambulanter und stationä-
rer Versorgung mit den „Hybrid-DRG“ zu schließen. Leichte Eingriffe im Kranken-
haus, ohne die fragwürdige untere Grenzverweildauer einhalten zu müssen, wären 
für Patienten, Kliniken und niedergelassene Fachärzte, die zusammenarbeiten könn-
ten, ein echter Gewinn. Besonders interessant wird die angekündigte Regierungskom-
mission, die Leitplanken für eine sich an der Erreichbarkeit und der demografischen 
Entwicklung orientierende Krankenhausplanung erarbeiten soll. Da fehlt nur der un-
entbehrliche Aspekt der Qualität der erbrachten Leistungen, und daraus könnte wirk-
lich was werden. Die geplante Vorhaltefinanzierung ausgewählter Krankenhausstruk-
turen rundet das Paket ab. Keine Flucht in die Menge, um die Kosten der 
Notaufnahme oder der OPs zu finanzieren.

Nur einmal haben die Koalitionäre – möglicherweise unbewusst – den Pfad der 
Sachorientierung verlassen: bei der Vereinfachung der Zulassungsvoraussetzungen 
für MVZ in ländlichen Regionen ausschließlich in kommunaler Trägerschaft. Da 
sollen vor allem die Krankenhäuser zum Zuge kommen, die sowieso die letzte Bas-
tion der Versorgung halten. Die Kommunen nun zum Kontrahenten zu machen, 
könnte sich als ein Schuss erweisen, der nach hinten losgeht.

Aber sei es drum: Der Koalitionsvertrag ist in Sachen Gesundheit stimmig und 
hat Potenzial. Nun muss Gesundheitsminister Prof. Karl Lauterbach zeigen, dass 
er die Corona-Pandemie mit wissenschaftlichen Methoden wirklich bekämpfen 
kann. Auf die Krankenhäuser und Reha-Kliniken in privater Trägerschaft kann er 
sich dabei in Sachen Impfen und Patientenversorgung absolut verlassen.
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Koalitionsvertrag

Chancen für den Fortschritt
Eine gute Grundlage für echte Verbesserungen – so bewertet der BDPK den Koalitionsvertrag der neuen 
Bundesregierung für die Bereiche Gesundheit, Soziales und Pflege. Zur Umsetzung der einzelnen  
Vorhaben macht der BDPK konkrete Vorschläge.

Die neue Bundesregierung hat sich viel vorgenommen für das 
Gesundheitswesen. Schwerpunkte sind die sektorenübergrei-
fende Versorgung, die digitale Transformation und Maßnah-
men zur Fachkräftesicherung. Aus Sicht des BDPK sollten für 
die Umsetzung aller im Koalitionsvertrag vorgesehenen ge-
sundheitspolitischen Vorhaben die Ergebnisqualität und die 
Qualitätstransparenz zentrale Bedeutung bekommen. Alle 
Leistungserbringer in allen Bereichen sollten konsequent die 
Ergebnisse der von ihnen erbrachten Leistungen messen und 
veröffentlichen. Dies gilt sowohl für den Krankenhaus- als 
auch für den Rehabilitationsbereich. 

Ambulante und stationäre Versorgung 

Die Koalition will die Trennung zwischen ambulanter und 
stationärer Versorgung teilweise aufheben und zumindest in 
Teilen eine sektorengleiche Vergütung von Leistungen einfüh-
ren. Vorgesehen sind dazu „Hybrid-DRG“ mit einer einheit-
lichen Vergütung unabhängig von Ort und Art der Leistungs-
erbringung. Zudem soll der Ausbau professionsübergreifen-
der, integrierter Gesundheits- und Notfallzentren eine 
wohnortnahe und bedarfsgerechte, ambulante und stationäre 
Versorgung sicherstellen. Hierzu sind spezifische Vergütungs-
strukturen geplant.

Die Schaffung von Hybrid-DRG bewertet der BDPK sehr 
positiv. Auch der Ausbau von integrierten Gesundheits- und 
Notfallzentren ist sehr sinnvoll. Dabei sollte allerdings sicher-
gestellt sein, dass alle Krankenhäuser dazu berechtigt sind. 
Dass dieser Hinweis notwendig ist, zeigt sich an einem wei-
teren Vorhaben im Koalitionsvertrag: „Die Gründung von 
kommunalgetragenen Medizinischen Versorgungszentren 
und deren Zweigpraxen erleichtern wir und bauen bürokra-
tische Hürden ab. Entscheidungen des Zulassungsausschusses 
müssen künftig durch die zuständige Landesbehörde bestä-
tigt werden.“ 

Mehr MVZ sind sicherlich sinnvoll, aber dass Erleichterun-
gen bei der Gründung nur für kommunal getragene MVZ und 
deren Zweigpraxen gelten sollen, ist aus Sicht des BDPK nicht 
nachvollziehbar. Private Investitionen werden gebraucht, sie 
dienen der Patientenversorgung und dem Wohl der Bevölke-
rung. Würden diese Investitionen erschwert und privatwirt-
schaftliche Partner ausgeschlossen, wäre die Versorgung – be-
sonders im ländlichen Bereich – zukünftig gefährdet. 

Sehr positiv bewertet der BDPK das Vorhaben der Regie-
rungskoalition, die Attraktivität von bevölkerungsbezogenen 

Versorgungsverträgen (Gesundheitsregionen) zu erhöhen und 
dafür den gesetzlichen Spielraum für Verträge zwischen 
Krankenkassen und Leistungserbringern auszuweiten, um in-
novative Versorgungsformen zu stärken. Hierzu liegen kon-
krete Vorschläge des BDPK vor, die in die weitere Diskussion 
eingebracht werden. 

Sehr zu begrüßen ist aus Sicht des BDPK auch das Vorha-
ben, kurzfristig eine Regierungskommission einzusetzen, die 
Empfehlungen für eine moderne und bedarfsgerechte Kran-
kenhausversorgung erarbeitet. Im Koalitionsvertrag heißt es 
dazu: „Sie legt Empfehlungen für eine Weiterentwicklung der 
Krankenhausfinanzierung vor, die das bisherige System um 
ein nach Versorgungsstufen (Primär-, Grund-, Regel-, Maxi-
malversorgung, Uniklinika) differenziertes System erlösun-
abhängiger Vorhaltepauschalen ergänzt. Kurzfristig sorgen 
wir für eine bedarfsgerechte ausgeglichene Finanzierung für 
die Pädiatrie, Notfallversorgung und Geburtshilfe.“ 

In der Auflistung der Versorgungsstufen bei der Kranken-
hausfinanzierung fehlen die Spezialversorger. Dringend not-
wendig ist auch hier die Berücksichtigung der erreichten Ver-
sorgungsqualität der Patienten (Ergebnisqualität). 

Prävention und Rehabilitation 

Hier sieht der Koalitionsvertrag einen „Aktionsplan gesunde 
Arbeit“ und die Stärkung des Grundsatzes „Prävention und 
Reha vor Rente“ vor. Zudem sollen die Rehabilitation stärker 
auf den Arbeitsmarkt ausgerichtet und die unterschiedlichen 
Sozialversicherungsträger zu Kooperationsvereinbarungen 
verpflichtet werden. Vorgesehen ist außerdem, den Zugang 
zu Maßnahmen der Prävention und Rehabilitation zu verein-
fachen, das Reha-Budget bedarfsgerechter auszugestalten und 
der Erwerbsminderung unter anderem durch einen Ü-45-Ge-
sundheitscheck entgegenzuwirken.

 Der BDPK begrüßt diese Vorhaben, die erkennen lassen, 
dass die neue Regierung in der Reha ein wichtiges Element für 
eine gesunde Erwerbsbiografie sieht. Wie in allen Bereichen 
sollte auch hier auf eine konsequente Messung der Ergebnis-
qualität (Eingliederung in den Arbeitsmarkt) gesetzt werden. 
Hierbei müssen alle Leistungserbringer, auch die Kliniken der 
Deutschen Rentenversicherung, mitmachen und sich dem Ver-
gleich stellen. Bei der Zusammenstellung und Entwicklung ge-
eigneter Qualitätskriterien wird sich der BDPK einbringen. 
Auf etablierte Initiativen des BDPK, wie Qualitätskliniken.de 
und das IQM, kann dabei zurückgegriffen werden. 
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Zur Zusammenarbeit der Sozialversicherungsträger empfiehlt 
der BDPK die Festlegung von gleichberechtigten Verhandlungs-
partnerschaften. So ist beispielsweise ein alleiniges „hoheitliches 
Handeln“ der Deutschen Rentenversicherung nicht zeitgemäß. 
Zudem fordert der BDPK seit Langem, dass sich DRV und GKV 
auf einen einheitlichen und vereinfachten Reha-Zugang verstän-
digen sollten. Zwingend notwendig ist auch die Vereinheitli-
chung der unterschiedlichen Qualitätssicherungssysteme zwi-
schen Kranken- und Rentenversicherung, zumal es heute schon 
möglich ist, auf einheitliche Qualitätsdaten abzustellen. Weiter-
hin kann die Kooperation zwischen Krankenkassen und Renten-
versicherung durch die Information über AU-Zeiten zwischen 
GKV und DRV verbessert werden. Damit könnte auch der Weg 
in eine Rehabilitationsmaßnahme vereinfacht und verkürzt wer-
den. Dieser Effekt würde verstärkt, wenn ab einem definierten 
Alter (zum Beispiel 45 Jahre) niedrigere Zugangsschwellen zur 
medizinischen Reha gelten und Ausschlussfristen entfallen. 

Der steigende Bedarf an Reha-Leistungen sollte durch ei-
ne Erhöhung des Reha-Budgets finanziert werden. Dazu ist 
nach Auffassung des BDPK die Abschaffung des kameralisti-
schen Systems des Reha-Budgets erforderlich. Stattdessen soll-
te das Budget flexibel und bedarfsgerecht ausgestaltet und ei-
ne Zweckentfremdung der Reha-Gelder ausgeschaltet werden. 
Zudem sollte sich im Reha-Budget auch abbilden, dass die Di-
gitalisierung in der Reha stärker gefördert werden muss.

 Der Koalitionsvertrag sieht außerdem vor, das Intensiv-
pflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz (IPReG) zu eva-
luieren und nötigenfalls nachzusteuern. Dies hält der BDPK 
auch für den Bereich der medizinischen Reha für erforderlich, 
zum Beispiel mit Blick auf den Genehmigungsvorbehalt bei 
Heilverfahren.

Pflege und Gesundheit 

Im Koalitionsvertrag heißt es: „Der Dramatik der Situation 
in der Pflege begegnen wir mit Maßnahmen, die schnell und 
spürbar die Arbeitsbedingungen verbessern. Kurzfristig füh-
ren wir zur verbindlichen Personalbemessung im Kranken-
haus die Pflegepersonalregelung PPR 2.0 als Übergangsin-
strument mit dem Ziel eines bedarfsgerechten Qualifikations-
mixes ein.“ 

Aus Sicht des BDPK gilt auch für Personalvorgaben: Die 
Ergebnisqualität ist entscheidend. Die Maßnahmen sollten an 
ihrem Erfolg gemessen werden – und ausgebaut oder fallen-
gelassen werden. Positiv wertet der BDPK die Ausrichtung 
der PPR 2.0 auf einen praxistauglichen Qualifikationsmix. 
Genauso wichtig ist aus BDPK-Sicht ein bedarfsgerechter Or-
ganisationsmix, insbesondere die Einbeziehung von Pflege-
hilfskräften sowie Spezialversorgern (z. B. Orthopädie, Neu-
rologische Früh-Reha). 

Fachkräftemangel

Zur Beseitigung des Fachkräftemangels sieht der Koalitions-
vertrag vor: „Wir vereinfachen und beschleunigen die not-
wendige Gewinnung von ausländischen Fachkräften und die 
Anerkennung im Ausland erworbener Berufsabschlüsse.“ 

 Dazu ist aus Sicht des BDPK vor allem die Verfahrensbe-
schleunigung dringend erforderlich. Bundesländerspezifische 
Unterschiede sind zu beseitigen, indem bundeseinheitliche 
Verfahrensdauern vorgegeben werden. Zudem sollten bun-
deseinheitliche Bewertungsstandards vorgegeben werden, die 
bei der Prüfung auf Landesebene zu beachten sind. Durch die-
se Normierung werden hohe Synergieeffekte erreicht. 

Generell sollten Tätigkeiten, für die der Antragsteller im 
Ausland qualifiziert war, auch in Deutschland anerkannt wer-
den. Eine EU-weite Anerkennung der Studiengänge und Aus-
bildungsgänge ist grundsätzlich anzustreben.

Besonders erfreulich ist aus Sicht des BDPK das im Ko-
alitionsvertrag vorgegebene Ziel, die Pflegeausbildung in der 
Reha zu ermöglichen. Der BDPK weist darauf hin, dass da-
bei darauf geachtet werden muss, dass auch die Refinanzie-
rung der Ausbildung für die Reha-Einrichtungen sicherge-
stellt ist. Zudem sollte die Reha umfassender (bisher 80 
Stunden) in die Pflegeausbildung integriert werden. Hierzu 
ist die Ausbildungsverordnung anzupassen und auch in der 
Approbationsordnung für Ärzte muss die medizinische Re-
ha noch stärker berücksichtigt werden.

Digitalisierung und Entbürokratisierung

Zur Digitalisierungsstrategie der neuen Regierungskoalition 
gehören im Gesundheitswesen der Ausbau der Telemedizin 
mit Arznei-, Heil- und Hilfsmittelverordnung, Videosprech-
stunden, Telekonsil, Telemonitoring und telenotärztliche Ver-
sorgung. Aus Sicht des BDPK sollten zukünftig auch psycho-
therapeutische Erstgespräche über digitale Kanäle erbracht 
werden dürfen. 

Ergänzungsbedarf sieht der BDPK auch beim Bürokratie-
abbau. Hierzu heißt es im Koalitionsvertrag: „Durch ein Bü-
rokratieabbaupaket bauen wir Hürden für eine gute Versor-
gung der Patientinnen und Patienten ab. Belastungen durch 
Bürokratie und Berichtspflichten jenseits gesetzlicher Rege-
lungen werden kenntlich gemacht.“ An dieser Stelle sollte der 
Gesetzgeber dafür sorgen, dass der Grundsatz „Rehabilitati-
on vor Pflege“ wirksam realisiert wird. Dazu sollten unnötige 
Vertragspflichten und Genehmigungshürden für Reha-Leis-
tungen bei Anträgen auf Pflegeleistungen abgebaut werden. 

Gesundheitsfinanzierung 

„Die gesetzlichen Krankenkassen sollen ihre Service- und 
Versorgungsqualität zukünftig anhand von einheitlichen Min-
destkriterien offenlegen.“ Auch dieses im Koalitionsvertrag 
genannte Vorhaben ist aus Sicht des BDPK sehr zu begrüßen. 
Wichtige Indikatoren dafür können sein: Bearbeitungszeiten 
für Anträge, Ablehnungsquoten differenziert nach Leistungs-
arten ausgewiesen, Kundenzufriedenheit bei kranken Versi-
cherten und Leistungserbringern bei Entlassungsmanage-
ment, Umsetzung von Bürokratieabbau und des Grundsatzes 
„Reha vor Pflege“.
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BDPK-Gemeinschaftsaktion

Private zünden den Impf-Turbo
Unter der Webadresse „www.impf-turbo.de“ veröffentlichen seit Anfang Dezember 2021 Krankenhäuser 
und Reha-/Vorsorgekliniken in privater Trägerschaft ihre Angebote für Corona-Schutzimpfungen. Damit 
wollen sie dazu beitragen, dass Deutschland schneller mit dem Impfen vorankommt.

Zum Start von Impf-Turbo.de nahmen bundesweit bereits 
rund 200 Kliniken und Medizinische Versorgungszentren teil, 
deren Impfangebote per Kartensuche oder sortiert nach Bun-
desländern auf der Webseite schnell gefunden werden kön-
nen. Die angezeigten Suchergebnisse enthalten einen Link 
zur Terminvereinbarung, auf die Homepage des Impfangebo-
tes oder es ist eine Info-Telefonnummer angegeben. So wird 
der Weg zur Impfung einfacher und transparenter.

Der BDPK, unter dessen Dach die Initiative entstanden ist, 
rechnet damit, dass noch viele weitere Angebote hinzukom-
men und unterstützt seine Mitglieder bei den formalen Vor-
bereitungen. Bis zum Start des Impf-Turbos wurden bereits 
465.000 Menschen in den privaten Kliniken geimpft, über 
den weiteren Impffortschritt informiert der BDPK wöchent-
lich mit einem „Impf-Barometer“ auf der Webseite.

Mit dabei – Reha-Kliniken Küppelsmühle: 

„Nachdem wir uns in mühevoller Kleinarbeit durch die Un-
tiefen der deutschen Impfbürokratie manövriert haben, konn-
ten wir zunächst unsere und die Mitarbeiter anderer Kliniken 
impfen. Danach haben wir in mehreren kleinen Impfaktionen 
begonnen, Erfahrungen mit der Impfung der Bevölkerung zu 
sammeln. Aufgrund der Rationierung von Impfstoffen war 
es uns deshalb bis jetzt erst möglich, circa 300 Personen zu 
impfen. Allerdings haben wir nun ein eigenes Impfportal und 
den Prozess so weit digitalisiert und optimiert, dass wir am 
2. Januar 2022 – mit Unterstützung der Stadt – eine große 
Impfaktion in der Bevölkerung unter dem Namen „Großes 
Neujahrs-Impfen“ starten. Wir hoffen dort, je nach Personal- 
und Impfstoffverfügbarkeit und Nachfrage, über 1.000 Per-
sonen in mehreren Schichten impfen zu können.“

Mit dabei – Sana Kliniken Leipziger Land: 

„Sachsen hat höchste Inzidenzwerte, auch im Landkreis 
Leipzig bleibt die Lage angespannt. Daher starteten die Sa-
na Kliniken Leipziger Land ein Impfangebot – mit großem 
Erfolg! Bis einschließlich 3. Dezember wurden 2.293 Impf-
termine für Erst-, Zweit- und Drittimpfungen vergeben. Für 
die nächste Terminrunde, in der weiter aufs Tempo gedrückt 
werden soll, wird unsere Impfstrecke durch einen Hilfeleis-
tungsantrag der Bundeswehr personell unterstützt. Dazu tre-
ten täglich fünf Bundeswehrangehörige aus Erfurt ihren 
Dienst in Borna an. Als Teil der Impfteams unterstützen die 
Soldaten die zivilen Ärzt:innen und Pfleger:innen beim Ver-
abreichen der Impfungen. Mit der Hilfe der Bundeswehr kön-
nen wir unsere Impfleistung nun verdoppeln. Ziel ist es, 500 
Impfdosen pro Tag zu verabreichen.“
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